Satzungen von
Die Plattform Obdachlose (PO)

Ziele und Selbstverstindnis der PO

Die Plattform Obdachlose (PO) Kurzbezeichnung: PO ist eine
osterreichische, christlich-demokratisch, aber auch feministische
und internationale-gepréagte Partei, deren Grundlagen auf der
Basis der allgemeinen Menschenrechte und dem christlichen
Weltbild beruhen. Als Grundlage hierfiir dient der christliche
Humanismus der illuminierten Logen. So will sie ihre Arbeit am
Aufbau des Reich

Gottes, bekannt aus den Erzdhlungen der Evangelien, orientieren und ihre Gedanken in
die demokratische republikanische Politik mit einbringen. Als Grundlage hierzu dienen
die Geistesgaben der einzelnen Mitglieder.

Die wichtigste Basis der PO ist die Aktivitat ihrer Mitglieder, welche ihre politischen
Visionen im Rahmen der PO umsetzen sollen.

Die Aufgabe der Partei ist es hierbei, ein Umfeld so zu gestalten, dass die Mitglieder ihre
Fahigkeiten optimal entfalten kénnen.

Die PO kann hierbei als eine radikal-reformatorische altliberale Partei auf konservativer
Basis betrachtet werden, welche ihre soziale Verbesserungsvorschldagen am Miteinander
anstatt des Gegeneinanders orientiert.

Um die Perspektive zu erweitern dienen die Parteiinstitute, die Akademien, welche in
den unterschiedlichsten Richtungen Weiterbildungsmdglichkeiten anbieten, sowie
Arbeitskreise.

Wirtschaftlich sieht sich die Partei als Sozial-Liberal der alten Pragung, so das zwar
Klassen bestehen, aber die Errichtung einer Gott dienenden Gesellschaft geplant ist.
Entscheidungen wie sich die Partei weiterentwickeln soll, fallen grundsatzlich Direkt
Demokratisch. Als Leitung des Staates sieht sie die Funktion eines Kaisers. Die Partei
tritt fur ein Personlichkeitswahlrecht, ein Pressezensurverbot und die Meinungsfreiheit
auf Basis einer Verfassung ein. Der Ausbeutung und Sklaverei ist daher der Kampf
angesagt.

Des Weiteren soll dem Menschen die Méglichkeit geboten werden an sich selbst zu
arbeiten und sich von den gesellschaftlichen Zwéangen zu befreien.

Die PO distanziert sich von links- und rechtsextremen Gedankengut, wie sie Hitlerismus,
Stalinismus oder aber auch terroristischen religiosen Stromungen.

Sie ist eine weltoffene, allerdings nach Nationen orientierte weltweite Partei die alle
Menschen und alle Staaten als gleichwertig erachtet. Als Vorbild dient Jesus Christus als
Kénig der Kénige und Herr der Herren.



Da alle Menschen im Sinne der allgemeinen Menschenrechte gleichwertig sind, lehnen wir
Nationalismen, Faschismen und Rassismen, general genaus ab wie den
Raubbaukapitalismus.

Die PO bekennt sich zum Europa-Gedanken, den allgemeinen und den europaischen
Menschenrechten, wobei es nach Ansicht der PO die Aufgabe ist die EU zu optimieren.

Die PO sieht sich als links Mitte-Bewegung, die sich allerdings am Sozialliberalismus nicht
dem Sozialismus orientiert.

Die PO bekennt sich zur Meinungsvielfalt und zur Férderung des interkonfessionellen
Gedankens der christlichen Gemeinschaften und der Forschung wie ein Miteinander in der
Welt méglich wird.
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Der Name der Partei ist Plattform Obdachlose (PO).
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Der Sitz des Bundesvorstandes ist Wien.
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Mitgliedschaft in der PO

3.1

Mitglied der PO kann — unabhéngig von Geschlecht, religissem Bekenntnis,
Staatsbiirgerschaft, nationaler oder sozialer Zugehérigkeit, der sexuellen Orientierung,
der geschlechtlichen Identitat — jede/r werden, der/die sich dem christlichen Weltbild
verbunden fiihlt und die/der das 16. Lebensjahr vollendet und ihren/seinen gewéhnlichen
Aufenthalt in Osterreich hat. Die vom Parteitag festgelegten grundsatzlichen
programmatischen Ziele und das Statut als Grundlage ihrer/seiner und der politischen
Tatigkeit der Partei anerkennt.

Wer Mitglied der PO ist, kann nicht zugleich Mitglied einer anderen Partei sein, auRer es
handelt sich um eine Partei, die nicht in einem Konkurrenzverhéltnis zur PO steht. Wr
als Konkurrenz betrachtet wird, wird vom jeweiligen Bundesvorstand zu beurteilen und
zu entscheiden sein. Mit dem Beitritt zu einer anderen Partei erlischt die Mitgliedschaft in
der PO.

3.2

Der Eintritt in die PO wird durch die persénliche Abgabe einer schriftlichen
Beitrittserklarung gegeniiber einem Funktionar jener Grundorganisation, der die/der
Bewerberin nach ihrer/seiner territorialen, betrieblichen, beruflichen oder thematischen
Beziehung anzugehéren wiinscht, bzw. einer/einem Funktionirin der Bezirks-,
Landesorganisation oder dem Bundesvorstand, ein geleitet. Der Bundesvorstand oder
eine Landesleitung ist verpflichtet, Beitrittswerberinnen, die sich direkt an sie wenden,
eine zusténdige Grundorganisation vorzuschlagen. Die Ausstellung des
Mitgliedsausweises erfolgt durch den Bundesvorstand.

3.3



Die zusténdige Grundorganisation und jedes dieser Grundorganisation tibergeordnete
Gremium kann nach Vorlage bzw. iiber Mitteilung der Beitrittserklarung innerhalb von
zwei Monaten unter Angabe von Griinden gegen den Beitritt Widerspruch erheben. Der
Widerspruch ist der/dem Betroffenen und, sofern der Widerspruch von einem
tibergeordneten Gremium erhoben wird, der in Betracht kommenden Grundorganisation
nachweislich schriftlich mitzuteilen. Im Fall des Widerspruchs durch ein iibergeordnetes
Parteigremium hat die in Betracht kommende Grundorganisation das Recht, gegen den
Widerspruch bei der Schiedskommission Einspruch zu erheben. Jeder Widerspruch
beendet bzw. unterbricht bis zu seiner allfélligen Aufhebung durch die Schiedskommission
das Aufnahmeverfahren. Bei Ablehnung eines Beitrittes kann frilhestens nach einem Jahr
ein neuerlicher Aufnahmeantrag gestellt werden.
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Der Eintritt gilt durch Aushdndigung des Mitgliedsausweises (dem die giiltigen, vom
Parteitag festgelegten grundsétzlichen programmatischen Ziele und dieses Statut
beizufiigen sind) und nach Bezahlung des félligen Mitgliedsbeitrages als vollzogen.
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Die Ubergabe des Mitgliedsausweises soll nach Méglichkeit in einer Parteizusammenkunft
erfolgen.

3.6

Die Wiederaufnahme in die PO nach einem Ausschluss kann frithestens nach drei Jahren
nach dem erfolgten Ausschluss und nur nach Uberwindung bzw. Entkréftung der
Ausschlussgriinde bei einer der fritheren Grundorganisation Gibergeordneten Leitung
erfolgen.

4
Rechte und Pflichten des Mitglieds
4.1

Die vom Parteitag festgelegten grundsatzlichen programmatischen Ziele und das Statut
bilden den Rahmen fiir die Rechte und Pflichten des Mitglieds.

4.2

Jedes Mitglied der PO hat, unbeschadet seiner allfdlligen Funktion in der Partei, gleiche
Rechte und Pflichten, insbesondere das aktive und passive Wahlrecht.

4.3
Es ist insbesondere berechtigt:
4.3.1

an der politischen Meinungs- und Willensbildung in der Partei uneingeschrénkt
mitzuwirken, vornehmlich durch die Beteiligung am Diskussionsprozess;

4.3.2



an allen Zusammenkiinften und Beratungen seiner Parteigruppe teilzunehmen; Antrage an
die Leitungen ihrer Grundorganisation und aller dieser ibergeordneten Ebenen zu stellen;

4.3.3

nach MaRBgabe des Statuts an Abstimmungen und an Wahlen zu den Parteiorganen aller
Gliederungen teilzunehmen;

4.34

auf Grundlage der vom Parteitag festgelegten grundsétzlichen programmatischen Ziele
seine Meinung in allen die PO betreffenden Angelegenheiten 6ffentlich zu duf3ern;

4.3.5

Kritik an allen Beschliissen, Organen und Mitgliedern der Partei zu tiben und ihren
Standpunkt parteidffentlich und in Publikationen der Partei zu vertreten, wobei Kritik an
Mehrheitsbeschliissen nicht deren Umsetzung behindern darf;

4.3.6

auch zu Grundsatzbeschliissen eines Parteitages einen davon abweichenden Standpunkt
beizubehalten und in der Partei weiter zur Diskussion zu stellen;

4.3.7

sich liber alle Parteiangelegenheiten zu informieren und wahrheitsgemaf informiert zu
werden;

4.3.8

bei der Beratung aller Angelegenheiten, die es, wenn dies in der Tagesordnung
vorgesehen ist, selbst betreffen, auf seine persénliche Anwesenheit zu bestehen;

4.3.9

an den Beratungen von Delegiertenkonferenzen aller ihrer Parteigruppe iibergeordneter
Ebenen nach MaRgabe finanzieller und technischer Mdoglichkeiten als Gast teilzunehmen.

4.3.10

Jedes Mitglied der PO hat grundsétzlich das Recht, an Leitungssitzungen seiner
Grundorganisation und aller dieser iibergeordneten Ebenen als Gast teilzunehmen. Die
Einraumung eines allfdlligen Rederechts ist von der jeweiligen Leitung selbst festzulegen.
Die jeweilige Leitung ist berechtigt, in begriindeten wichtigen Fallen — dies sind
insbesondere Finanzfragen, Fragen der Sicherheit der Partei — Klausursitzungen mit einer
Beschrdnkung der Teilnehmerlnnen auf die Mitglieder der Leitung, Vertreterinnen der
Kontrolle und der Schiedskommission und von der Leitung eingeladene Personen
durchzufihren. Ist die Arbeitsfahigkeit der Leitung gefahrdet, kann eine Leitungssitzung
auf Mehrheitsbeschluss ebenfalls als Klausursitzung gefiihrt werden.
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Pflichten des Mitglieds sind:
4.4.1

In seinem Lebens- und Wirkungsbereich fiir die Politik und Ziele der Partei und das Reich
Gottes einzutreten;

442
die Bestimmungen des Statuts zu beachten;
443

statutengemdl gefasste Beschliisse zu respektieren und keine Aktivitdten zu entfalten,
die geeignet sind, die Umsetzung statutengemaf gefasster Beschliisse zu behindern oder
gar zu vereiteln;

4.4.4

Sofern ein vom Mitglied vertretener Standpunkt im Widerspruch zu Mehrheitsbeschliissen
der Partei steht, ist bei 6ffentlichen Erklarungen der Hinweis verpflichtend, dass es sich
bei seiner Meinung nicht um den Standpunkt der Gesamtpartei handelt;
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im Meinungsstreit um die Politik der Partei und ihrer Teil Organisationen zdhlen
Argumente in der Sache und die gegen seitige Achtung in der Form der
Auseinandersetzung.

Systematische und fortgesetzte persénliche Diffamierungen, falsche Aussagen und
Unterstellungen sind mit einer Mitgliedschaft in der PO unvereinbar;
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regelméaRig seinen Mitgliedsbeitrag zu entrichten.
1l

5

Aufbau der Partei

ol

Die Gesamtpartei umfasst alle Mitglieder und Teilorganisationen der PO und
gliedert sich in:

(a) nach territorialen (z.B.: Stadt-, Orts- oder Gebietsorganisationen), betrieblichen,
beruflichen und thematischen Gesichtspunkten organisierte Parteigruppen;

(b) Bezirksorganisationen;
(c) Landesorganisationen;

(d) Arbeitsgemeinschaften.



Bestimmende Aufgabenstellung aller Teilorganisationen ist entsprechend ihrem
spezifischen Tatigkeitsbereich und den fir die Gesamtpartei festgelegten
Aufgabenstellungen ihr Wirken in der Offentlichkeit. Ausgehend von den jeweiligen
Bedingungen obliegt es den Teilorganisationen, ihren organisatorischen Aufbau im
Rahmen der allgemeinen Festlegungen des Statuts zu bestimmen. Den Bezirks- und
Landesleitungen obliegt es, ihre Organisationsstruktur anhand der politischen Praxis und
Erfordernisse standig zu Uberpriifen und erforderliche Neustrukturierungen festzulegen.
Mitglieder konnen in mehreren Parteiorganisationen mitarbeiten, aber iiber den
spezifischen Zweck der jeweiligen Parteiorganisation hinausgehende Mitgliederrechte
(Wahlrecht, Antragsrecht, Delegierung) nur in einer Parteigruppe wahrnehmen.

Mitglieder der PO, die keiner Parteigruppe angehéren, gelten als Mitglieder der
libergeordneten Bezirks- bzw. Landesorganisationen oder der Gesamtpartei.

(zu a) Parteigruppen:
5.2

Die Parteigruppe ist eine nach territorialen, betrieblichen, beruflichen oder thematischen
Gesichtspunkten organisierte Grundorganisation, der mindestens drei Mitglieder
angehdéren miissen.
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Parteigruppen, deren Tatigkeit sich nur auf das Gebiet einer Bezirksorganisation
erstreckt, sind der territorial zustandigen Bezirksorganisation zuzuordnen; Parteigruppen,
deren Tétigkeit sich (iber die Grenzen einer Bezirksorganisation, jedoch nicht tiber die
einer Landesorganisation erstreckt, sind der territorial zustédndigen Landesorganisation
zuzuordnen; Parteigruppen, deren Tatigkeit sich iber das Gebiet einer
Landesorganisation hinaus erstreckt, sind dem Bundesvorstand zuzuordnen.
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Besondere Gruppen wie nationale Minderheiten, Lesben und Schwule, Migrantinnen oder
Menschen mit Behinderungen haben das Recht, sich in eigenen Parteiorganisationen
auch bezirks- oder ldnderiibergreifend zu organisieren.

5.5

Ein Antrag auf Griindung einer Parteiorganisation oder Arbeitsgemeinschaft bzw. auf
Zuerkennung des Status einer Bezirks- oder Landesorganisation ist unter Angabe ihres in
die Offentlichkeit gerichteten Wirkungsbereichs, ihrer spezifischen Aufgabenstellung und
der dieser kiinftigen Parteiorganisation oder Arbeitsgemeinschaft angehdrenden
Mitglieder an das zusténdige Entscheidungsgremium zu stellen und von diesem unter
Beiziehung der Antragstellerlnnen auf einer der nachstfolgenden ordentlichen Sitzungen
zu behandeln. Ein Beschluss, mit dem die Zustimmung versagt wird, ist zu begriinden und
den Antragstellerinnen nachweislich innerhalb von 14 Tagen nach erfolgter
Beschlussfassung zuzustellen. Ein Beschluss zur Auflésung bzw. Zusammenlegung von
Parteiorganisationen und deren Begriindung ist den Mitgliedern der betroffenen
Parteiorganisation/en schriftlich mitzuteilen.



5.6

Gegen einen Beschluss, mit dem die Zustimmung zur Griindung einer Parteiorganisation
bzw. der Status einer Bezirks- oder Landesorganisation verweigert oder eine
Parteiorganisation zusammengelegt oder aufgeldst wird, steht den betroffenen
Mitgliedern der Einspruch an die Schiedskommission zu. Der Einspruch an die
Schiedskommission hat keine aufschiebende Wirkung.

(zu b) Bezirksorganisationen:
5.7

Die Bezirksorganisation ist die Zusammenfassung aller ihr zugehérenden Mitglieder und in
ihrem Bereich bestehenden territorial-, betriebs-, berufs- und themenbezogenen
Parteigruppen.

5.8

Mehrere Bezirksorganisationen sind mit Zustimmung der Landesleitung berechtigt, sich zu
einer Bezirksorganisation zusammenzuschlieRen. Auf solche Bezirksorganisationen
finden obige Bestimmungen analoge Anwendung.

5.9

In Bezirksorganisationen, in denen keine gesonderten Partei gruppen bestehen, finden die
fur die Parteigruppen bestehenden Bestimmungen fiir die Bezirksorganisation analoge
Anwendung.

(zu c) Landesorganisationen:
5.10

Die Landesorganisation ist die Zusammenfassung aller im Bundesland zugehérenden
Mitglieder und in ihrem Bereich bestehenden Parteigruppen und Bezirksorganisationen.

9.11

Landesorganisationen sind mit Zustimmung des Bundesvorstandes berechtigt, sich mit
anderen Landesorganisationen zusammenzuschlieRen. Auf solche Landesorganisationen
finden obige Bestimmungen analoge Anwendung.

5.12

In Bundesldndern, in denen keine Bezirksorganisationen oder Parteigruppen bestehen,
finden die fiir Parteigruppen und Bezirksorganisationen bestehenden Bestimmungen
analoge Anwendung. Fur Landesorganisationen findet ausschlieRlich Punkt

6.3 Anwendung.

(zu d) Arbeitsgemeinschaften:
5.13

Mitglieder der Partei kénnen sich auf Basis gemeinsamer spezifischer sozialer Interessen,
politischer Themen, Tétigkeitsfelder oder weltanschaulicher Strémungen zeitlich begrenzt
oder unbefristet auf Bundes-, Landes- oder Bezirksebene zu Arbeits gemeinschaften unter
gleichberechtigter Einbeziehung von Nichtmitgliedern zusammenschlieRen.



Die Tatigkeit von Arbeitsgemeinschaften muss sich im Rahmen der Grundsétze und des
Statuts der Gesamtpartei bewegen. Arbeitsgemeinschaften kénnen eine eigene Leitung
wéhlen und eigenstandige Antrage an die Entscheidungsinstanzen und Organe der
Ebene ihres Wirkungsbereiches sowie dieser iibergeordneter Ebenen stellen. Die
Mitgliedschaft in der jeweiligen Parteiorganisation bleibt durch die Zugehérigkeit zu einer
Arbeitsgemeinschaft unberiihrt. Arbeitsgemeinschaften haben daher kein
Delegierungsrecht. Uber die Finanzierung ihrer Tétigkeit entscheidet die Leitung der
Ebene ihres Wirkungsbereiches.

Die Bestimmungen fiir Arbeitsgemeinschaften gelten sinngeméag auch fiir die Frauen- und
Minderheitenstrukturen, sofern diese nicht als Parteigruppen organisiert sind.

5.14

Die Griindung und Auflésung einer Parteigruppe oder Arbeitsgemeinschaft bzw. ihr
Zusammenschluss mit einer anderen Parteigruppe, deren Tétigkeit sich nur auf das Gebiet
einer bestehenden Bezirksorganisation erstreckt, bedarf eines Beschlusses der territorial
zustandigen Bezirksorganisation.

Die Griindung, Aufldsung bzw. der Zusammenschluss von Parteiorganisationen oder
Arbeitsgemeinschaften, deren Tatigkeit sich Uiber die Grenzen einer Bezirksorganisation,
jedoch nicht tiber die einer Landesorganisation hinaus erstreckt, bedarf eines Beschlusses
der Leitung der betroffenen Landesorganisation.

Die Beschlussfassung tiber die Griindung, Auflésung oder Zusammenlegung von
Parteiorganisationen oder Arbeitsgemeinschaften, deren Tétigkeit sich {iber die Grenzen
einer Landesorganisation hinaus erstreckt, obliegt dem Bundesvorstand.

5.15

Einer Parteiorganisation kann tiber Antrag von ihrer Landesorganisation der Status einer
Bezirksorganisation eingerdaumt werden. Der Status einer Landesorganisation kann
einer Parteiorganisation {iber Antrag nur vom Bundesvorstand eingerdumt werden.
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Entscheidungsinstanzen der Partei

Die jeweils héchsten Entscheidungsinstanzen der Partei sind:
6.1

Fir die Parteigruppe die Mitgliederversammlung

Alle die Politik der Partei betreffenden Fragen kénnen und sollen méglichst umfangreich
bei Mitgliederversammlungen zur Diskussion gestellt und verbindliche Festlegungen fiir
die Tatigkeit der Parteigruppe getroffen werden. In Mitgliederversammlungen
beschlossene Antrdge an andere Entscheidungsgremien miissen von diesen behandelt,
Uber das Ergebnis muss den Antragstellerinnen berichtet werden. Mindestens einmal
jéhrlich soll eine Jahresmitgliederversammlung der Parteigruppe zur Einschétzung der



geleisteten und zur Planung der kommenden Arbeit durchgefiihrt werden. Dabei wird auch
tiber die finanzielle Gebarung der Parteigruppe berichtet. Die Jahresmitglie-
derversammlung wahlt eine Gruppenleitung und bei eigener Finanzgebarung auch eine/n
Gruppenkassierln sowie eine Kontrolle.

6.2
Fur die Bezirksorganisation die Bezirksmitgliederversammlung

Die Bezirksmitgliederversammlung, zu der alle Mitglieder der Bezirksorganisation
zeitgerecht einzuladen sind, tagt mindestens jahrlich und fiihrt einen Erfahrungsaustausch,
Koordination und Diskussion zu regionalen- und allgemeinpolitischen Fragen durch. Sie
legt auch einen Rahmen fiir die Arbeitsschwerpunkte fiir die nachste Zeit fest. Vorschlage
und Antrdge zur Bezirksmitgliederversammlung kénnen von jedem Mitglied eingebracht
werden; diese sollen allen Mitgliedern rechtzeitig tibermittelt werden, um eine Beratung vor
der Bezirksmitgliederversammlung zu ermdéglichen.

Zumindest alle zwei Jahre ist bei einer Bezirksmitgliederversammlung ein
Tétigkeitsbericht der Bezirksorganisation und bei eigener finanzieller Gebarung ein
Finanzbericht zur Diskussion zu stellen. Diese Bezirksmitgliederversammlung entscheidet
tiber die finanzielle Entlastung. Verweigert die Bezirksmitgliederversammlung ihrer
Leitung die finanzielle Entlastung, ist die Landes- oder Bundeskontrolle anzurufen. Die
Landes- oder Bundeskontrolle ist dann verpflichtet, eine Priifung vorzunehmen und tber
das Ergebnis in einer neu einzuberufenden Mitgliederversammlung zu berichten, hieriiber
eine Diskussion zu fithren und gegebenenfalls neuerlich den Antrag auf Entlastung zu
stellen. Die Bezirksmitgliederversammlung wahlt den Bezirksvorstand und bei eigener
Finanzgebarung auch eine/n Bezirkskassierln sowie eine Bezirkskontrolle.

Im Falle eines Rucktritts oder der Auflésung der Leitung einer Bezirksorganisation gehen
deren Agenden voriibergehend an die Leitung der Gibergeordneten Landesorganisation,
die so rasch wie méglich die Einberufung einer Bezirksmitgliederversammlung mit
Neuwahl einer Leitung zu veranlassen hat.

6.3
Fir die Landesorganisation die Landeskonferenz
6.3.1

Die Landeskonferenz tritt mindestens einmal in drei Jahren zusammen und ist vom zuletzt
legitimierten Entscheidungsgremium einzuberufen. Erachtet eine Bezirksmitgli-
ederversammlung die Einberufung einer auRerordentlichen Landeskonferenz fiir
notwendig, so stellt sie schriftlich und nachweislich (eingeschriebener Brief oder
personliche Ubergabe) an die zustindige Leitung einen entsprechenden Antrag, der ohne
Verzug allen dem Land zugehérenden Bezirksorganisationen zur Stellungnahme zu
ubermitteln ist. Findet der Antrag innerhalb von zwei Monaten die Unterstiitzung von
Bezirksorganisationen und diesen gleichgestellten Parteigruppen, deren Mitglieder
zusammen ein Viertel der Landesorganisation reprasentieren, so ist eine Landeskonferenz
binnen zwei Monaten einzuberufen. MaRgeblich dafiir ist die Mitgliederevidenz des
Bundesvorstandes. Kommt die Leitung der Landesorganisation dieser Verpflichtung nicht
nach, so ist die Leitung der antragstellenden Bezirksorganisation berechtigt, die



auBerordentliche Landeskonferenz einzuberufen. Die Kosten tragt in diesem Fall die
Landesorganisation.

6.3.2

Fur die Vorbereitung der Landeskonferenz ist das zuletzt legitimierte Entscheidungsgre-
mium verantwortlich. Wird die Landeskonferenz als Delegiertenkonferenz durchgefiihrt, so
sind die Delegierten in Bezirksmitgliederversammlungen bzw. Mitgliederversammlungen
von Parteigruppen mit dem Status einer Bezirksorganisation zu wiahlen. Dabei haben alle
Mitglieder der betreffenden Organisation das Recht, teilzunehmen und mitzuentscheiden,
ebenso wie jedes Mitglied der Landesorganisation im Falle einer Delegiertenkonferenz
berechtigt ist, an dieser nach MaRgabe finanzieller und technischer Méglichkeiten
beratend teilzunehmen. Vorschldge zur inhaltlichen Vorbereitung und personelle
Vorschldge an die Landeskonferenz sind in den Mitgliederversammlungen zur
Vorbereitung der Landeskonferenz zur Diskussion zu stellen und rechtzeitig den
Bezirksorganisationen zur Kenntnis zu bringen. Wenn es keine Mitgliederversammilungen
zur Vorbereitung gibt, sind obige Vorschldge den Mitgliedern zuzusenden.

6.3.3

Jedes Mitglied und jede Teilorganisation der Landesorganisation ist berechtigt, Vorschlige
zur Durchfithrung der Landeskonferenz und Antrage an die Landeskonferenz zu stellen.
Diese Vorschlédge sind nach Méglichkeit vorher in den Mitgliederversammlungen zur
Diskussion zu stellen und dartiber Beschluss zu fassen.

6.3.4

Samtliche von der Landesleitung, einer Bezirksmitgliederversammlung, von
Teilnehmerlnnen der Konferenz oder anderen Mitgliedern der Landesorganisation
eingebrachten Antrdge sind in der Landeskonferenz zu erértern und ist dariiber Beschluss
zu fassen.

6.3.5

Das von der letzten Landeskonferenz legitimierte Gremium ist verpflichtet, iiber seine
Tatigkeit zu berichten. Weiters nimmt die Landeskonferenz den Finanzbericht sowie den
Bericht der Landeskontrolle entgegen und entscheidet iiber die finanzielle Entlastung.
Verweigert die Landeskonferenz ihrer Leitung die finanzielle Entlastung, weil sie der
Meinung ist, dass die der Landesorganisation zustehenden finanziellen Mittel entgegen
dem gefassten Budgetentschluss verwendet wurden, ist die Landeskonferenz berechtigt,
die Bundeskontrolle anzurufen. Die Bundeskontrolle ist dann verpflichtet, eine Prifung
vorzunehmen und hat nach deren Abschluss iiber das Ergebnis in einer neu
einzuberufenden Landeskonferenz zu berichten, hieriiber eine Diskussion zu fuhren und
gegebenenfalls neuerlich den Antrag auf Entlastung zu stellen.

Die Landeskonferenz wéhlt den Landesvorstand und die Landeskontrolle. Bei Erfordernis
wahlt der Landesvorstand einen Arbeitsausschuss.



Im Falle eines Rucktritts oder der Auflésung der Leitung einer Landesorganisation gehen
deren Agenden voriibergehend an den Bundesvorstand tiber, der so rasch wie méglich
die Einberufung einer Landeskonferenz mit Neuwahl einer Leitung zu veranlassen hat.

6.4
Fir die Gesamtpartei der Parteitag
6.4.1

Der Parteitag ist das héchste Organ der PO. Er tagt entweder als ordentlicher oder als
aullerordentlicher Parteitag.

Der ordentliche Parteitag
6.4.2

Der ordentliche Parteitag tritt mindestens einmal in drei Jahren zusammen. Er ist vom
Bundesvorstand unter Bekanntgabe eines Vorschlages fiir die Tagesordnung, des Termins
und des Ortes einzuberufen. Die Einberufung ist jedem Mitglied bekannt zu machen.
Zwischen der Einberufung und dem Termin hat eine Frist von mindestens zwei Monaten
zu liegen.

6.4.3

Alle vom Bundesvorstand bzw. von den von ihm eingesetzten Kommissionen erarbeiteten
politischen, programmatischen oder das Statut betreffenden Vorschlige sind rechtzeitig
vor dem Parteitag zu veréffentlichen und so wie die personellen Vorschldge in den
Bezirksmitgliederversammlungen bzw. in den Parteigruppen mit dem Status einer
Bezirks- oder Landesorganisation zur Vorbereitung des Parteitages zur Diskussion zu
stellen.

Ergénzend dazu ist zu den inhaltlichen Vorschldgen eine schriftliche Diskussion zu
veranstalten.

6.4.4

Der Bundesvorstand legt einen Delegiertenschliissel fest. MaBgeblich dafiir ist die
Mitgliederevidenz des Bundesvorstandes. Die Wahl der stimmberechtigten Delegierten
erfolgt in den zur Vorbereitung des Parteitages durchzufiihrenden Bezirksmitgli-
ederversammlungen bzw. sofern solche bestehen, in den Partei Gruppen mit dem Status
einer Bezirks- oder Landesorganisation. Auf Vorschlag der Landesleitung kann mit
Einversténdnis der Bezirksorganisationen die Wahl der Delegierten auch bei einer eigens
zu diesem Zweck einberufenen Landesmitgliederversammlung erfolgen. Alle Mitglieder der
Partei sind nach MaRgabe finanzieller und technischer Méglichkeiten beim Parteitag
beratend teilnahmeberechtigt. Mit der Festlegung des Delegiertenschliissels bestimmt der
Bundesvorstand die Teilnahmebedingungen (Stichtag, Anmeldeschluss, Antragsschluss
etc.). Der Bundesvorstand hat das Recht, Gaste zum Parteitag zu laden. Stimmrecht steht
nur den gewahlten stimmberechtigten Delegierten zu. Uber Beschluss ist der Parteitag
berechtigt, in Klausur zu tagen.

Aufgaben des Parteitages
6.4.5



Das vom letzten Parteitag legitimierte Entscheidungsgremium hat dem Parteitag tiber
seine Tétigkeit und iber die Entwicklung der Partei zu berichten. Dieser Bericht ist
schriftlich vorzulegen. Weiters nimmt der Parteitag den Finanzbericht sowie Berichte der
Bundeskontrolle und der Schiedskommission entgegen und entscheidet iiber die
finanzielle Entlastung. Weigert sich der Parteitag die finanzielle Entlastung zu erteilen, ist
eine besondere Kontrollkommission zu wahlen, die die Finanzgebarung, insbesondere
nach den Grundséatzen der Notwendigkeit, Sparsamkeit und Zweckmafigkeit zu
iiberpriifen und auf einem besonders einzuberufenden Parteitag {iber das Ergebnis zu
berichten hat. Sodann ist neuerlich {iber die Entlastung abzustimmen.

6.4.6

Der Parteitag entscheidet tiber alle die Gesamtpartei betreffenden Fragen und die von
ihren Mitgliedern und Teilorganisationen eingebrachten Antrdge sowie iiber grundsatzliche
programmatische Ziele und das Statut, er wahlt den Bundesvorstand, die Bundeskontrolle
und die Schiedskommission. Auf Beschluss des Parteitages kann der Umtausch der
Mitgliedsausweise mit der Erneuerung der Mitgliedschaft in der PO durch die Mitglieder
verbunden werden.

6.4.7

Der Parteitag konstituiert sich am Beginn seines Zusammentritts. Er ist beschlussfahig,
wenn mehr als die Halfte der gewéhlten stimmberechtigten Delegierten anwesend sind. Ist
die Beschlussfihigkeit nicht gegeben, ist der Bundesvorstand verpflichtet, enebaldigst
neuerlich einen Parteitag einzuberufen. Dieser bestatigt oder veréndert die von den
Vorbereitungsgremien vorgeschlagene Tagesordnung, bestimmt die fiir die Arbeit des
Parteitages notwendigen Hilfsorgane (Diskussionsleitung, Kommissionen ...) und
entscheidet iiber seine Geschiftsordnung. Der Parteitag entscheidet Gber alle rechtzeitig
eingebrachten Antrage.

Der auBerordentliche Parteitag
6.4.8

Erachtet eine Bezirksmitgliederversammlung oder Landeskonferenz die Einberufung eines
auBerordentiichen Parteitages fir notwendig, so stellt sie schriftlich und nachweislich
(eingeschriebener Brief oder persénliche Ubergabe) einen entsprechenden Antrag an den
Bundesvorstand, der verpflichtet ist, diesen Antrag bei der nachstfolgenden ordentlichen
Sitzung zu behandeln und dann innerhalb von 14 Tagen allen Teilorganisationen der PO
zuzustellen. Der Antrag ist zu begriinden und hat eine Tagesordnung vorzuschlagen.
Findet dieser Antrag innerhalb von zwei Monaten die Unterstiitzung von Bezirksorgani-
sationen, die zusammen ein Viertel der Mitglieder der Gesamtpartei représentieren, so hat
der Bundesvorstand nach Priifung der Voraussetzungen unter Zugrundelegung der
Mitgliederevidenz des Bundesvorstandes innerhalb einer Frist von drei Monaten einen
aulBerordentlichen Parteitag einzuberufen.

6.4.9

Kommt der Bundesvorstand dieser Verpflichtung nicht nach, so ist zunéachst von der
antragstellenden Organisation die Schiedskommission anzurufen. Entscheidet die
Schiedskommission zugunsten der antragstellenden Organisation, so ist diese bei



neuerlicher Sdumigkeit des Bundesvorstandes berechtigt, das erforderliche Quorum
selbst herzustellen und dann selbst den auRerordentlichen Parteitag einzuberufen, den
Tagungsort und den Termin festzusetzen. Sie ist ferner berechtigt, den
Delegiertenschliissel festzulegen. Punkt 6.4.4 ist sinngemaR anzuwenden. Fiir die
Bekanntmachung der Einberufung gilt sinngemaR Punkt 6.4.8. Die mit der Einberufung
und Durchfiihrung eines auBerordentlichen Parteitags verbundenen Kosten hat die
Gesamtpartei zu tragen.

6.4.10

Ein auBerordentlicher Parteitag kann auch vom Bundesvorstand zu einzelnen dem
Parteitag vorbehaltenen Aufgabenstellungen einberufen werden.

\"
7
Entscheidungsinstanzen der Gesamtpartei zwischen den Parteitagen sind:

1. der Bundesvorstand
2. die Bundeskontrolle
3. die Schiedskommission

Zu a)

Der Bundesvorstand wird auf Grund einer von dem in Funktion befindlichen
Bundesvorstand im Einvernehmen mit den Landes organisationen zu beschlieRenden
Wahlordnung, die dem féderalistischen und antipatriarchalischen Auftrag dieses Statuts
Rechnung zu tragen hat, vom Parteitag gewéhlt.

71
Die Wahlordnung hat zu gewéhrleisten, dass

1.jede  Landesorganisation  entsprechend ihrer  Mitgliederzahl  im
Bundesvorstand vertreten ist, wobei sie ohne Riicksicht auf ihre Mitgliederzahl
jedenfalls eine/n Vertreterin in den Bundesvorstand entsenden kann:

2. die nach zentralen Kriterien erforderlichen Funktionen des Bundesvorstandes
besetzt werden konnen, insbesondere auch unter Bedachtnahme auf den
Punkt
11.1 (Frauen) dieses Statuts;

3. die Kandidatinnen der Landesorganisationen auf einer Landesversammlung,
spatestens jedoch in einer am Parteitag abzuhaltenden Konferenz der
Delegierten der betreffenden Lander nominiert werden kénnen.

74141

Als in den Bundesvorstand gewahlt gilt jede/r Kandidatin. die/der 50 Prozent der
abgegebenen giiltigen plus eine Stimme auf sich vereint.

1.2

Erhalt eine/r der Bundesldnderkandidatinnen nicht die fiir die Wahl durch den Parteitag
erforderlichen 50 Prozent plus 1 der abgegebenen giiltigen Stimmen, bleibt dieses Mandat



frei und muss so wie bei Ausscheiden wihrend der Periode bzw. Beurlaubung fiir einen
langeren Zeitraum auf Vorschlag der betroffenen Landesorganisation vom
Bundesvorstand durch eine spatere Kooptierung fiir diesen Zeitraum nachbesetzt
werden. Bei Nichterreichen des in Punkt 11.1 festgehaltenen Zieles einer 50-prozentigen
Vertretung von Frauen im Bundesvorstand, ist der Bundesvorstand berechtigt, auch auf
Vorschlag der zentralen Frauenstruktur, Genossinnen in den Bundesvorstand zu
kooptieren. Vom Parteitag mehrheitlich abgelehnte Kandidatinnen bleiben von einer
Kooptierung ausgeschlossen.

1.3
Der Bundesvorstand ist zwischen den Parteitagen das héchste Organ der PO.
714
a)
Dem Bundesvorstand gehdéren jedenfalls folgende Funktiondrlnnen an:
+ die/der Bundesparteivorsitzende,
« ihre/seine Stellvertreterinnen,
« der/die christliche Beirat/Beirétin,
der/die Akademie-Leiter(in),
» die/der Finanzreferentln sowie deren/dessen Stellvertreterin.

Es obliegt dem Parteitag zu entscheiden, ob einzelne (oder alle) dieser Funktionen vom
neu gewdhlten Bundesvorstand in seiner konstituierenden Sitzung oder in Direktwahl vom
Parteitag gewahlt werden sollen. Die Wahl des christlichen Beirats/der christlichen Beiritin
erfolgt je nach Entscheidung des Parteitages durch die stimmberechtigten sich
bekennenden Christen im Rahmen des Parteitages (Direktwahl) auf Grundlage der
eingereichten Vorschldge der bekennenden Christen.

Vom Parteitag direkt in eine der obigen Funktionen gewahlte Kollegin bleiben dem vom
Parteitag gewahlten Bundesvorstand rechenschaftspflichtig und kénnen jederzeit durch
Mehrheitsbeschluss des Bundesvorstandes aus ihren Funktionen abberufen werden. In
diesem Fall obliegt es dem Bundesvorstand, die freigewordene Funktion bis zum néchsten
Parteitag nachzubesetzen. Bei Abberufung von 50 Prozent oder mehr der von einem
Parteitag durch ihre Wahl mit der rechtlichen Vertretung der Gesamtpartei beauftragten
Funktionérlnnen (Punkt 13) hat der Bundesvorstand ebenso wie bei Abberufung der/des
Parteivorsitzenden aus ihrer/seiner Funktion binnen einer Frist von sechs Monaten einen
aulerordentlichen Parteitag einzuberufen.

b)

Der Bundesvorstand tritt nach dem Parteitag ehebaldigst zu einer konstituierenden
Sitzung zusammen und wéhlt nach seinem Ermessen einen Bundesausschuss, dem
neben der/dem unter Punkt 7.1.4 a) gewéhlten Bundesparteivorsitzenden,
Finanzreferentin/en und Akademieleiterln auch weitere Mitglieder des
Bundesvorstandes



angehéren kénnen. Der Bundesvorstand kann auch unter Punkt 7.1.4 a) genannte
Funktionen zusammenziehen, sofern diese nicht direkt gewdhlt wurden.

715

Dem Bundesvorstand obliegt die Entscheidung aller politischen Grundsatzfragen im
Rahmen der vom Parteitag festgelegten grundsétzlichen programmatischen Ziele und des
Parteistatuts. Er entscheidet iiber Art und Weise des Eingreifens der Gesamtpartei in das
aktuelle politische Geschehen, beschlieRt von der Gesamtpartei durchzufiihrende
Aktionen und wirkt fiir die politisch-organisatorische Umsetzung seiner Beschlusse.

Zu den Aufgaben des Bundesvorstandes gehdren:
.) Einberufung von Parteitagen und Parteikonferenzen;
.) Entscheidung tiber die Durchfithrung von Urabstimmungen;

.) Wahl des Bundesausschusses, einer Budgetkommission sowie von Arbeitsgruppen bzw.
Kommissionen nach Erfordernis;

.) Nominierung der Vertreterinnen der PO fiir den Vorstand und Entscheidung tber den zu
entrichtenden Mitgliedsbeitrag

.) Entscheidung tiber Nutzung, Kauf bzw. Verkauf von Liegenschaften unter
Bedachtnahme auf Punkt 9.2;

.} Entscheidung tiber Beschéaftigungsverhéltnisse;

.) Beschluss einer Rahmengeschaftsordnung, Rahmenwahlordnung und Finanzordnung
nach Erfordernis.

716

Der Bundesvorstand wahlt auf Vorschlag der Finanzreferentin/des Finanzreferenten eine
Budgetkommission und definiert deren Kompetenz und Téatigkeit durch Beschlussfassung
einer Finanzordnung. Die Budgetkommission ist dem Bundesvorstand
rechenschaftspflichtig. Fiir die Budgetkommission sind auch Vertreterlnnen von
Landesorganisationen vorzuschlagen.

[

Der Bundesvorstand entscheidet iiber seine Arbeitsweise, Kompetenzaufteilung und
Geschéftsordnung unter strikter Einhaltung der Bestimmungen dieses Statuts. Nach
eigenem Ermessen obliegt es ihm, auch weitere Hilfsorgane fiir seine Tétigkeit zu wéhlen.

718

Der Bundesvorstand ist binnen einer Woche einzuberufen, wenn ein Drittel seiner
Mitglieder es verlangt. Die Téatigkeit des Bundesvorstandes ist fiir Mitglieder prinzipiell
transparent zu gestalten.

71.9

Dem Bundesausschuss obliegt die Fiihrung der Geschéfte des Bundesvorstandes
zwischen den Bundesvorstandssitzungen und die Einberufung der Bundesvorstan-



dssitzungen. Er hat dem Bundesvorstand tber seine Tétigkeit regelméaBig zu berichten
und ist an seine Weisungen gebunden.

7.1.10

Die/Der Bundesvorsitzende ist hauptverantwortlich fiir die Darlegung der Politik der Partei
nach innen und nach auen. Den Stellvertreterinnen der/des Bundesvorsitzenden obliegt
die Vertretung der/des Bundesvorsitzenden im Falle ihrer/seiner Verhinderung. Die/Der
Finanzreferentln ist fur die Koordinierung aller Finanzfragen der Gesamtpartei
verantwortlich. Der/Dem organisationspolitischen Sekretarln obliegen die Belange der
Gesamtpartei in organisatorischer Hinsicht. Sie/Er ist verantwortlich fiir die Organisierung
des Kontakts zwischen den Teilorganisationen und dem Bundesvorstand. Der
Bundesvorstand kann den in zentrale Funktionen gewéhlten Genosslnnen und weiteren
Mitgliedern des Bundesvorstandes dariiber hinausgehend Verantwortung fiir bestimmte
Sachgebiete tibertragen.

7.1.11

Samtliche Mitglieder des Bundesausschusses sind dem Bundesvorstand fiir ihre Téatigkeit
rechenschaftspflichtig und kénnen jederzeit durch Beschluss aus ihren Funktionen
abberufen werden.

7.112

Sind die unter Punkt 7.1.4 a) genannten Funktionére an der Ausiibung ihrer Funktion fiir
einen begrenzten oder unbegrenzten Zeitraum verhindert, kann der Bundesvorstand
diese Funktionen fiir die Zeit der Verhinderung an andere Mitglieder des
Bundesvorstandes tibertragen oder ein Mitglied der Partei zur Erfiillung dieser Aufgaben
in den Bundesvorstand kooptieren. Auch in diesem Fall sind vom Parteitag mehrheitlich
abgelehnte Kandidatinnen von einer Kooptierung ausgeschlossen.

7113

Die Gesamtzahl von Kooptierungen nach Punkt 7.1.2 und 7.1.12 darf ein Viertel der
Anzahl der vom Parteitag in den Bundesvorstand gewéhlten Genossinnen nicht
Uiberschreiten.

7.1.14

Der Parteitag wéhlt ferner auf Vorschlag der Wahlvorschlagskommission in geheimer
Abstimmung die unter den Punkten 7 b) und 7 ¢) genannten Organe. Die Bestimmungen
der Punkte 7.1/7.1.2 finden analoge Anwendung.

7.2
Die Parteikonferenz
721

Der Bundesvorstand ist verpflichtet, zu wichtigen politischen Anldssen und
Entscheidungen eine Parteikonferenz einzuberufen. Zur Teilnahme an einer
Parteikonferenz ist jedes Mitglied berechtigt. Der Bundesvorstand ist ferner verpflichtet,



eine Parteikonferenz zu politisch relevanten Fragen im Rahmen der Beschliisse des
Parteitages einzuberufen, wenn dies innerhalb von zwei Monaten von Bezirksorgani-
sationen, die zumindest ein Viertel der Mitglieder reprasentieren oder wenn es innerhalb
von vier Monaten von einem Sechstel der Mitglieder durch ihre Unterschrift verlangt wird.
MaRgeblich dafiir ist die Mitglieder evidenz des Bundesvorstandes. Diese Mitgliederini-
tiative hat das Thema der Parteikonferenz sowie die zu behandelnden Fragestellungen zu
benennen und zu begriinden. Punkt 6.4.9 findet analoge Anwendung. Die Parteikonferenz
ist beschlussfahig, wenn mehr als die Halfte der angemeldeten Mitglieder anwesend sind.

2.2

Die Parteikonferenz ist berechtigt, zu den einzelnen Tagesordnungspunkten im Rahmen
der Parteitagsbeschliisse fur die Gesamtpartei und die Tatigkeit des Bundesvorstandes
verbindliche Entscheidungen zu treffen.

3
Die Urabstimmung
7.3.1

Bei Beschlissen von grundsatzlicher Bedeutung kann der Parteitag oder der
Bundesvorstand die Durchfithrung einer Urabstimmung beschlieen. Diesfalls ist der
betreffende Beschluss bzw. die Entscheidung aufschiebend bedingt und tritt nur dann in
Kraft, wenn er durch das Ergebnis der Urabstimmung bestatigt wird.
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Eine Urabstimmung tber eine bestimmte Entscheidung ist auch dann abzuhalten, wenn
Bezirksorganisationen, die zumindest ein Viertel der Mitglieder représentieren, oder ein
Sechstel der Mitglieder durch ihre Unterschrift dies verlangen. MaRgeblich dafiir ist die
Mitgliederevidenz des Bundesvorstandes. Punkt 6.4.9 findet analoge Anwendung.

.33
Die Urabstimmung hat innerhalb von drei Monaten nach Beschlussfassung stattzufinden.
7.34

Das Ergebnis der Urabstimmung ist verbindlich, sofern sich mindestens ein Viertel der
Mitglieder der PO daran beteiligt.

7.4
zu b) Die Bundeskontrolle:
7.4.1

In allen Organisationen mit eigener Finanzgebarung soll — fiir Landesorganisationen und
die Gesamtpartei muss — eine von der jeweiligen leitenden Instanz personell
unterschiedene Kontrolle gewahit werden. Der Bundeskontrolle miissen mindestens fiinf
Mitglieder angehéren. Wird vom Parteitag keine handlungsfihige Bundeskontrolle
gewdhlt, bleibt die bisherige Kontrolle weiter in ihrer Funktion.

742



Aufgabe der Kontrolle ist es, die gesamte finanzielle Gebarung entsprechend dem
Parteiengesetz in der geltenden Fassung zu tiberpriifen. Sie stellt fest, ob Finanzmittel
verantwortungsbewusst und budgetgerecht verwendet werden und das Parteieigentum
ordnungsgemal verwaltet wird. Die widmungsgemalRe Verwendung von
zweckgebundenen Subventionen, die die Partei an befreundete Organisationen oder
Institutionen vergibt, wird durch Belegskopien an die Finanzreferentin/den
Finanzreferenten nachgewiesen. Diese kénnen auch von der Bundeskontrolle tiberpriift
werden.

Die Kontrolle ist verpflichtet, tiber festgestellte Mangel umgehend zu informieren und
Verdnderungen zu verlangen. Sie berichtet sowohl der tiberpriiften Leitung als auch der
der Kontrolle jeweils zugeordneten Entscheidungsinstanz der Partei. Die Bundeskontrolle
berichtet der Finanzreferentin/dem Finanzreferenten und dem Bundesvorstand sowie dem
Parteitag. Beanstandungen durch die Kontrolle sind gemeinsam mit der zustéandigen
Leitung zu beheben. Die Leitung muss der Kontrolle iiber die Behebung der Méngel
berichten.

743

Die Kontrolle tritt unmittelbar nach ihrer Wahl zu ihrer Konstituierung zusammen. Sie wéhlt
aus ihrer Mitte eine/n Kontrollvorsitzende/n. Diese/r, im Verhinderungsfall ein/e Vertreterin,
ist zu den Sitzungen der jeweiligen Entscheidungsorgane mit beratender Stimme
eingeladen.

7.8
zu ¢) Die Schiedskommission:
7.5

Aufgabe der Schiedskommission ist die Behandlung von an sie herangetragenen
Streitfallen zwischen Mitgliedern, Teilorganisationen und Leitungen (Entscheidungsgre-
mien), die von diesen nicht selbst zu kldaren sind. Die Arbeit der Schiedskommission
besteht in der Priifung behaupteter oder tatsachlicher VerstéRe gegen das Parteistatut und
im Bemithen um Vermittlung zwischen den Konfliktparteien.

Die Schiedskommission ist kein politisches Schiedsgericht, das tiber die Politik von
Parteileitungen, Funktionéarlnnen, Teilorganisationen oder Einzelmitgliedern urteilt bzw.
politisch-ideologische Streitfragen entscheidet, denn das ist Sache aller Genossinnen,
ihrer Aktivitaten, ihrer Diskussionen in Teilorganisationen, Entscheidungsgremien, in den
Medien der Partei, auf Parteikonferenzen und auf Parteitagen. Das Auslegen des Statuts
ohne entsprechenden Konfliktfall gehort nicht zu den Aufgaben der Schiedskommission.
Bei Fragen der Auslegung des Statuts in Konfliktfallen entscheidet der Parteitag als
héchstes Organ und zwischen Parteitagen die von den Konfliktparteien anzurufende
Schiedskommission. Kein Mitglied, keine Leitung hat das Recht, das Statut im

Alleingang auszulegen.

Einzelne Mitglieder der Schiedskommission kénnen von der/dem Betroffenen wegen
Besorgnis der Befangenheit abgelehnt werden, jedoch maximal zwei Mitglieder pro
Streitpartei. Der Vorwurf der Befangenheit ist zu begriinden. Ein Antrag auf Befangenheit
kann nur in Ausschlussverfahren, in allen anderen Streitféllen nur, wenn das fiir befangen



erkldrte Mitglied der Schiedskommission einem Gremium angehért, das in den Streitfall
involviert ist, erhoben werden. Uber das Vorliegen der Befangenheit entscheidet die
Schiedskommission ohne Mitwirkung des abgelehnten Mitglieds. Diese Entscheidung ist
endgiiltig.

D2

Alle von der Schiedskommission zu bearbeitenden Konfliktfalle werden von dieser unter
Anhérung der Konfliktparteien behandelt und abgeschlossen.

7.5.3

Die Schiedskommission wird vom Parteitag in direkter und geheimer Wahl gewéhlt. lhr
darf kein Mitglied des Bundesvorstandes angehdren. Die Schiedskommission ist in ihrer
Tétigkeit selbstbestimmt und nur dem Parteitag verantwortlich. Der Schiedskommission
missen mindestens funf Mitglieder angehéren. Wird vom Parteitag keine
handlungsfahige Schiedskommission gewahlt, bleibt die bisherige Schiedskommission
weiter in ihrer Funktion.

754

Die Schiedskommission tritt unmittelbar nach ihrer Wahl zu ihrer konstituierenden Sitzung
zusammen. Sie wahlt aus ihren Reihen eine/n Vorsitzende/n und eine/n Stellvertreterin.
Diese/r, im Verhinderungsfall der/die Stellvertreterin ist zu allen Sitzungen des
Bundesvorstandes mit beratender Stimme eingeladen.

\'

8

Beendigung der Mitgliedschaft
8.1

Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Tod, Streichung oder Ausschluss aus der Partei.
Ein Austritt ist schriftlich zu erklédren. Es geniigt jedoch auch die Riickgabe des
Mitgliedsausweises.

Streichung:
8.2

Ist das Mitglied mit der Bezahlung des Mitgliedsbeitrages schuldhaft mehr als zwei Jahre
im Rickstand, und wurden alle Méglichkeiten zur Kontaktaufnahme und Klérung
ausgeschopft, so ist nach Riicksprache mit der Grundorganisation des Mitglieds die
Streichung eines Mitglieds méglich.

8.3

Ein Streichungsbeschluss ist hinfallig, sofern die offenen Beitrdge nachgezahlt oder in
sozial begriindeten Féllen nachgelassen wurden.

8.4

Gegen einen Streichungsbeschluss steht dem betroffenen Mitglied Einspruch an die
Schiedskommission zu.



Ausschluss:
8.5

Ein Mitglied kann ausgeschlossen werden, wenn es vorséatzlich Handlungen setzt, die der
Partei schweren Schaden zufiigen, insbesondere wenn es beharrlich gegen die vom
Parteitag beschlossenen grundsétzlichen programmatischen Ziele und das Statut
verstoRt. Als schwerer Schaden gilt insbesondere auch, wenn ein Mitglied vorsatzlich
eigenméchtig und wiederholt gegen ihm durch dieses Statut aufgetragene Pflichten
verstdt und die ihm eingerdumten Befugnisse missbraucht.

8.6

Ein Ausschluss aus der PO setzt einen begriindeten schriftlichen Antrag eines Mitglieds
der PO, eines Entscheidungsgremiums, einer Parteiorganisation oder der Kontrolle an die
Bezirksorganisation, der das betreffende Mitglied zum Zeitpunkt der Antragstellung
angehort, oder an die ibergeordnete Leitung voraus. Ein solcher Antrag ist dem
betroffenen Mitglied von jener Organisation oder Leitung, an die der Antrag gestellt wurde,
umgehend zu tUbermitteln. Diese Organisation oder Leitung hat innerhalb einer Frist von
vier Wochen ab Zustellung des Antrags das Verfahren einzuleiten. Fiir den Fall der
Nichteinhaltung der Frist, oder wenn keine handlungsféhige Leitung existiert, ist die jeweils
tibergeordnete Leitung zusténdig. Fur Mitglieder, die keiner Bezirksorganisation
angehdren, ist zur Durchfiihrung eines Ausschlussverfahrens, nach MalRgabe ihrer
Zugehdrigkeit, die Landesleitung oder der Bundesvorstand zustandig.

Besteht der Verdacht, dass die oben genannte Handlung ein strafrechtlich verfolgbares
Delikt darstellt, und ist aus diesem Grund ein Strafverfahren anhéngig, kann die fiir das
Ausschlussverfahren zustandige Organisation das Ruhen des Ausschlussverfahrens bis
zur rechtskraftigen Entscheidung des Strafverfahrens beschlieBen und die Mitgliedschaft
fir die Dauer des Strafverfahrens fiir ruhend erklaren.

8.7

Wird ein Beschluss auf Durchfiihrung eines Verfahrens gefasst, ist in weiterer Folge
Zeitpunkt und Ort zur Durchfithrung des Verfahrens festzulegen und das betroffene
Mitglied, ein/e Vertreterin der/des Antragstellenden, fur den Fall eines Verfahrens durch
eine Uibergeordnete Instanz auch ein/e Vertreterln der Bezirksorganisation des
betroffenen Mitglieds mit einem eingeschriebenen Brief dazu einzuladen.

Ein von einem Ausschlussantrag betroffenes Mitglied hat das Recht, ein Mitglied der PO
mit dessen Zustimmung als Interessensvertreterln im Verfahren zu nominieren. Zwischen
der Einladung (Datum des Poststempels) und dem Termin der Durchfiihrung des
Verfahrens hat eine Frist von mindestens vierzehn Tagen, maximal aber vier Wochen zu
liegen.

In Abwesenheit des betroffenen Mitglieds darf keine Beschlussfassung erfolgen, wenn es
durch triftige Griinde am Erscheinen verhindert und entschuldigt ist. Die schriftliche
Einladung hat einen diesbezliglichen Hinweis zu enthalten. Ist das betroffene Mitglied in
Folge Vorliegens triftiger Griinde am Erscheinen verhindert, ist die Durchfiihrung des
Verfahrens unter Einhaltung der obigen Bestimmungen zu vertagen. Erscheint es zu
einem neu festgesetzten Termin neuerlich nicht, wird in seiner Abwesenheit entschieden.



8.8
Rechtsmittel

Dem betroffenen Mitglied, der fir das Mitglied zustdndigen Bezirksorganisation sowie
der/dem Antragstellerin steht Einspruch an die Schiedskommission zu. Der Einspruch hat
schriftlich zu erfolgen. Die Schiedskommission hat innerhalb von einem Monat nach
erfolgtem Einspruch dariiber zu entscheiden. Fiir die Einberufung und Abhaltung der
Sitzungen der Schiedskommission sind die Bestimmungen der Punkte 7.5.1 und

7.5.2 analog anzuwenden. Unbeschadet der Entscheidung der Schiedskommission ha
ben das betroffene Mitglied und die/der Antragstellerin eines Parteiausschlusses das
Recht, den nédchstfolgenden Parteitag anzurufen.

8.9

Die Anrufung der Schiedskommission bzw. des Parteitags hat keine aufschiebende
Wirkung. Vom Zeitpunkt des Ausschlusses an bis zu seiner allfélligen Aufhebung durch die
Schiedskommission bzw. durch den Parteitag ruht die Mitgliedschaft.

8.10

Die Mitgliedschaft eines Mitglieds erlischt, wenn nach einem entsprechenden Beschluss
des Parteitages tiber die Erneuerung der Mitgliedschaften im Zuge des Umtausches der
Mitgliedsausweise keine Erneuerung der Mitgliedschaft stattfindet. Gegen die Erneuerung
einer Mitgliedschaft kénnen die Gibergeordneten Leitungen Einspruch erheben. Punkt

8.4 ist analog anzuwenden, in Bezug auf das Ruhen der Mitgliedschaft gelten die
Bestimmungen von Punkt 3.3.

Vil

9
Finanzen
9.1

Die Téatigkeit in Funktionen der Partei erfolgt ehrenamtlich und unentgeltlich. Uber
allfallige Beschaftigungsverhaltnisse der Partei entscheidet der Bundesvorstand unter
dem Gesichtspunkt politischer Erfordernisse der Tatigkeit in Betrieben, Gemeinden und
Bewegungen im Einvernehmen mit den betroffenen Landesorganisationen bzw. der
Frauen- und Minderheitenstruktur. Bei gleicher Qualifikation sind bei Beschéaftigungsver-
héltnissen Frauen zu bevorzugen.

9.2

Die Partei finanziert sich durch

.) Mitgliedsbeitrage und Selbstbesteuerung;

.) Spenden, Vermdachtnisse;

.) Ertrédge aus Verkaufen, Veranstaltungen, Immobilien oder Beteiligungen;

.) Offentliche Gelder wie Funktionsgebiihren, Parteienfinanzierung oder Subventionen.

.) Einnahmen von Schulungen im Rahmen der Parteiakademie



Grundsétzlich erfolgt die Finanzgebarung nach dem Prinzip der Eigenfinanzierung der
Teilorganisationen. Der Bundesvorstand entscheidet iber die Gewadhrung von Zuschissen
an Lander, Bezirke, Parteigruppen und Arbeitsgemeinschaften nach politischen
Schwerpunkten und objektivierbaren Kriterien, wobei die politische Wirkung nach auflen
Prioritat hat. Fiir die notwendige Bearbeitung von frauenpolitischen Themen muss ein
entsprechender Budgetposten in jeder Teilorganisation sowie auf Bundesebene
bereitgestellt werden.

Mitgliedsbeitrage und Spenden verbleiben bei der Teilorganisation, die sie aufbringt. Die
Landesorganisation kann einen Aufteilungsschliissel der Beitragseinnahmen zwischen
Landes- und Bezirksorganisationen festlegen. Im Rahmen eines Fonds kann der
Bundesvorstand fiir Aktivitaten in von der Partei nur unzureichend erfassten
Politikfeldern, fiir Forschungsarbeiten und einmalige Projekte zeitlich und auftragsmaBig
begrenzte Finanzmittel zur Verfliigung stellen.

Zumindest einmal im Jahr sollte, vor der Neuvergabe von Mitteln muss, auf allen Ebenen
der Partei Rechenschaft iiber die zweckmaRige Verwendung der Finanzen abgelegt
werden. In der Gesamtfinanzgebarung ist der Bundesvorstand dem Parteitag
rechenschaftspflichtig. Alle Kassierlnnen und die/der Finanzreferentin erstatten
mindestens einmal jahrlich an die Finanzkommission einen Bericht liber das Vermogen
ihrer Teilorganisation.

Liegenschaften und die darauf befindlichen Bauwerke oder Mietobjekte der PO, welche
von Parteiorganisationen geniitzt und auch selbst erhalten werden, diirfen nur dann einer
anderen Verwendung zugefiihrt werden, wenn dariiber mit der betreffenden
Teilorganisation Einvernehmen hergestellt wurde.

10
Kandidaturen und 6ffentliche Funktionen

Mitglieder der Partei, die auf Vorschlag der Partei oder im Einvernehmen mit ihr in
6ffentliche Funktionen berufen werden, die mit regelméfRigen Geldeinkiinften verbunden
sind, verpflichten sich, diese Einkiinfte — soweit es sich nicht um eine reguldre Entlohnung
aus einem Angestelltenverhéltnis handelt — der zustandigen Parteiorganisation
abzuliefern. Bestimmte Pauschalbetrdge fiir besondere Ausgaben kénnen bewilligt
werden. Es obliegt der zusténdigen Parteiorganisation, dazu ein verbindliches Regulativ
zu beschlielRen.

11
Gemeinsame Bestimmungen
1.1

In Leitungen aller Ebenen soll eine fiinfzigprozentige Vertretung von Frauen erreicht
werden. Gleiches gilt bei der Nominierung zur Wahl fiir 6ffentliche Vertretungskérper.

1.2

Beschlussvorschidge, die Angelegenheiten der Frauen oder nationaler Minderheiten
betreffen, sind mdglichst von den Betroffenen selbst zu formulieren. Diese Regelung ist



selbstverstandlich kein Hindernis dafir, dass auch von den ibrigen Mitgliedern geeignete
Beschlussvorschldge erstattet werden. Auf allen Ebenen der Partei sind, wenn maéglich,
Frauenversammlungen einzurichten, welche tiber die Wahl einer eigenstandigen
Frauenstruktur entscheiden. Entscheidungen der Gesamtpartei zu frauenpolitischen
Themen werden im Einvernehmen mit der jeweiligen Frauenversammlung bzw. der
bundesweiten Frauenstruktur, bestehend aus der Frauenvorsitzenden, den
Frauenverantwortlichen der Lander sowie je einer Genossin zusténdig fiir
Gewerkschaftsarbeit bzw. fir Biindnisse, getroffen.

In der Gestaltung des Parteilebens und vor allem der Entscheidungsfindung ist auf allen
Ebenen der Partei der Tatsache Rechnung zu tragen, dass strukturelle patriarchale
Ausgrenzungsmechanismen bestehen. Hochst unterschiedliche zeitliche und/oder
finanzielle Ressourcen als auch neue Arbeitszeitformen, Kinder- und Altenbetreuun-
gsaufgaben erfordern konkrete Bestandsaufnahmen und Festlegungen von MaBnahmen
bzw. deren jahrliche Uberpriifung zur Uberwindung von Ausgrenzung.

11.3

Alle gewéhlten Einzelpersonen und Gremien sind ihren Wahlerlnnen bzw. den dazu
legitimierten Gremien rechenschaftspflichtig und kénnen jederzeit von ihrem Wahlkérper
bzw. von dazu legitimierten Leitungen abgewéhlt werden.

12
Wahlen und Abstimmungen
1241

Wahlen an Parteitagen sind geheim durchzufithren. Auf Verlangen eines
stimmberechtigten Mitglieds miissen Wahlen auch auf allen anderen Ebenen geheim
durchgefiihrt werden.

12.2

Beschliisse werden grundsétzlich mit einfacher Mehrheit der abgegebenen giiltigen
Stimmen gefasst. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. Stimmenthaltungen
und ungultige Stimmen zéhlen weder fiir das Abstimmungs- bzw. Wahlergebnis noch fiir
ein allfallig erforderliches Quorum.

12.3

Beschlusse tber die Auflésung der Partei oder der Zusammenschluss mit anderen
Parteien, welche die Selbsténdigkeit der PO aufheben, kénnen nur von einem Parteitag
mit Zweidrittelmehrheit getroffen werden; diese sind der Mitgliedschaft zur Urabstimmung
zu unterbreiten. Die entsprechenden Beschliisse treten erst mit ihrer Bestétigung durch
die Urabstimmung in Kraft und diirfen nicht vor dieser ausgefiihrt werden.



13
Vertretung nach aulen

Die rechtliche Vertretung der Gesamtpartei erfolgt im Namen des Bundesvorstandes durch
die/den Bundesvorsitzende/n gemeinsam mit der Finanzreferentin/dem Finanzreferenten.
Im Verhinderungsfall vertritt die/den Bundesvorsitzende/n eine/r ihrer/seiner Stellvertrete-
rinnen, die Finanzreferentin/den Finanzreferenten deren/dessen Stellvertreterin oder
die/der organisations politische Sekretérin.

14

14.1. Im Rahmen der Partei ist eine Parteiakademie zu schaffen, welche Kurse in
den verschiedensten Richtungen des christlichen Humanismus anbietet.

14.2. Jedes Mitglied ist berechtigt an den Bundesvorstand Vorschldge zu
unterbreiten, welches Fachwissen er/sie in die Akademie mit einbringen kann.

14.3. Es dirfen in den einzelnen Bundesldndern auf Basis von Vorschldgen an
den Bundesvorstand auch Zweiginstitute errichtet werden.

14.4. Das Hauptinstitut tragt immer den Namen Institut Fiir Christliche Forschung
(IFCF) Sitz: ....

14.5. Der Hauptsitz der Institute ist auf Haskovo in Bulgarien
fixiert 15

Schlussbestimmungen, Anderungen und Ergénzungen
15.1

Dieses Statut tritt sofort nach seiner Annahme in Kraft.

15.2
Anderungen dieses Statuts kénnen nur durch Beschluss des Parteitags erfolgen.
15.3

Auftretende Probleme, die in diesem Statut nicht geregelt werden, sind im Bedarfsfall in
sinngemaler Anwendung der Bestimmungen dieses Statuts zu I6sen.

Angleichungen gegeniiber den bisherigen Regelungen sind von der jeweiligen
Parteiebene spétestens bis zur jeweils nachsten Neuwahl vorzunehmen.

Beschlossen am Rahmen des Instituts Fiir Christliche Forschung (IFCF) Sitz:
Haskovo/Bulaarien. den 29.7.2023



Datum/Zeit 2025- 05-09T10: 17: 34+02: 00

Aussteller-Zertifikat | a- si gn- cor por at e- 07

Serien-Nr. 220455401

Informationen zur Prufung des el ektroni schen Siegels bzw. der el ektroni schen

: Signatur finden Sie unter: https://ww.signaturpruefung. gv. at
Prafinformation Ei ne Verifizierung des Ausdruckes kann bei der ausstellenden
Behorde/ Di enststel |l e erfol gen.
Hinweis Di eses Dokument wurde antssigniert.




		2025-05-09T10:17:34+0200
	Bundesministerium für Inneres
	Signaturpruefung unter http://www.signaturpruefung.gv.at




